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1.
Hintergrund

Seit der Ablehnung des Vertrages für eine europäische Verfassung durch ein „Nein“ bei der Volksabstimmung der französischen (29. Mai 2005) und niederländischen (1. Juni 2005) WählerInnen, mit jeweils 54,7 und 61,5% der Stimmen, bei einer Wahlbeteiligung von mehr als zwei Dritteln der WählerInnen (jeweils 69,4 und 63,3%), ist eine lange Periode verflossen, ohne dass die europäischen Regierungen irgendeinen Vorschlag gemacht haben. 

Ausarbeitung durch einen multinationalen Konzern finanziert

Eine private Gruppe von 16 Politikern, beinahe alle amtierende oder ehemalige Minister oder europäische Kommissare, unter Vorsitz des italienischen Innenministers Giuliano Amato, hatte sich anfangs vom 30. September 2006 bis zum 4. Juni 2007 getroffen, um einen neuen Vertrag auszuarbeiten. Sie repräsentierte zu gleichen Teilen die europäische Rechte und Linke, doch sie vertrat ausschließlich die Befürworter des abgelehnten Verfassungsvertrages. 3 Franzosen gehörten ihr an: M. Barnier, ex-Kommissar und Minister für Landwirtschaft, D. Strauss-Kahn, ex-Minister für Wirtschaft und zukünftiger Generaldirektor des IWF, sowie der Wirtschaftswissenschaftler S. Colignon. Diese Gruppe, die sich Aktionskomitee für europäische Demokratie nennt, ACED in Englisch, war durch den multinationalen Konzern Robert Bosch finanziert (weltgrößter Hersteller von Ausrüstungsteilen im Automobilbereich) und erhielt technische und wissenschaftliche Unterstützung durch das Europäische Universitätsinstitut, finanziert durch die Europäische Union, die auch deren Website beherbergt. 

Beendigung des Projektes ohne Einfluss der BürgerInnen 

Letztlich wurde von Ende Juni 2007 an im Geheimen durch eine Regierungskonferenz, die sich vom ACED-Projekt inspirierte, ein Änderungsvertrag ausgearbeitet. Dieser wurde am 18. Oktober 2007 durch die Staats- und Regierungschefs angenommen und von 27 Mitgliedstaaten am 13. Dezember 2007 in der portugiesischen Hauptstadt unterzeichnet. Dieser Text liegt nun den Mitgliedern der Europäischen Union zur Ratifizierung vor, eine Prozedur, die bis zu den europäischen Wahlen im Juni 2009 abgeschlossen sein soll. In Frankreich hatte der Präsident der Republik vorgesehen, den Text durch die Abgeordneten ratifizieren zu lassen. Ursprünglich vor Jahresende 2007 vorgesehen konnte diese Ratifizierung jedoch nicht vor Februar 2008 stattfinden. Der Verfassungsrat hatte am 20. Dezember geäußert, dass diese Ratifizierung eine Verfassungsänderung erforderte. Die Ratifizierung des Vertrages von Lissabon musste in mehreren Etappen stattfinden: zuerst eine Gesetzesvorlage zur Verfassungsänderung, die alle Kammern durchlaufen musste (am 15. Januar die Nationalversammlung, am 29. den Senat), anschließend Verabschiedung durch die Gesamtheit der Parlamentarier, versammelt im Kongress in Versailles am 4. Februar. Wenn sie die Verfassungsänderung mit einer 3/5 Mehrheit der abgegebenen Stimmen akzeptierten, dann könne der Vertrag von Lissabon durch die Abgeordneten am 8. Februar ohne Schwierigkeiten ratifiziert werden. Sollten sie ablehnen, kann die Ratifizierung nur durch Volksabstimmung geschehen. Die Abwesenheit der sozialistischen Abgeordneten in Versailles kompromittierte die Verfassungsände- rung in keiner Weise, weil nur die abgegebenen Stimmen berücksichtigt wurden. 

Dies lässt die Aussage des Präsidenten ihrer Gruppe in der Nationalversammlung, Jean Marc Ayrault, surrealistisch erscheinen, wenn er sagte: “Wir gehen nicht nach Versailles. Eine 

Volksabstimmung hat den vorherigen Vertrag abgelehnt. Ein neuer Text ist ausgearbeitet worden. Es scheint mir unmöglich, an einer Verfassungsänderung teilzunehmen, wo wir doch eine Volksabstimmung einer parlamentarischen Prozedur vorziehen.”

Unleserlich

Der Reformvertrag zählt 287 Seiten mit 356 Änderungen (61 für den Vertrag über die Europäische Union und 295 für den Gründungsvertrag der Europäischen Gemeinschaft). Hinzu kommt ein Schlussakt von 36 Seiten. Dieser umfasst 13 Protokolle, 65 Ankündigungen, sowie einen Anhang, die alle den gleichen gesetzgeberischen Wert haben wie die Verträge und deren vollwertiger Teil sind. Der Vertrag präsentiert sich wie ein Katalog von Abänderungen jener zwei Verträge, auf denen die Europäische Union gegründet ist:

-
dem Vertrag zur Europäischen Union, bekannt als Vertrag von Maastricht, abgeändert durch die Verträge von Amsterdam und Nizza, 

-
der Gründungsvertrag der Europäischen Gemeinschaft, bekannt als die Römischen Verträge von 1957, inzwischen abgeändert durch verschiedene Verträge.

Der Reformvertrag ist für die Bürger unleserlich, sie müssen laufend in den Texten der Römischen und Maastrichter Verträge nachsehen, weil sich die Änderungen auf diese beziehen. Bis zum heutigen Tag existiert kein offizielles Dokument, welches in deutlicher Weise die durch den Reformvertrag abgeänderte Form der älteren Texte präsentiert. Die Römischen und Maastrichter Verträge (verändert durch weitere ratifizierte Verträge) wurden bereits geändert und vor allem in einem Text fusioniert, dem ehemaligen Vertrag zur Verfassung Europas oder VV. Der Reformvertrag verändert auch die zwei Texte, die noch in Kraft sind, indem er sie umbenennt in "Vertrag über die Europäische Union" und "Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union". 

Mit den vorgesehenen Abänderungen umfassen die zwei Verträge 410 Artikel (jeweils 56 und 354), insgesamt 146 Seiten oder 62 000 Wörter. Wenn man diesem die 54 Artikel der Charta zuzählt, erhält man einen Text, der mindestens so lang ist wie das Reformvertragsprojekt, das in 2005 abgelehnt wurde und  nur 440 Artikel zählte.

Die Europäische Führung ist übrigens sehr deutlich bezüglich dieser Taktik. So erklärt zum Beispiel Giuliano Amato, ex-Präsident des italienischen Rates am 12. Juli 2007: "Es wurde beschlossen, dass dieses Dokument unleserlich sein soll. Wäre es leserlich, wäre es keine Verfassung, das war die Idee… Wenn die Menschen den Text bei der ersten Lektüre begreifen würden, würden wir die Fragen einer Volksabstimmung riskieren, weil das heißen würde, dass etwas Neues drin wäre. » Jean Claude Juncker, Premierminister Luxemburgs, fügt hinzu : "Natürlich gibt es Souveränitätsverschiebungen. Aber wäre ich klug, wenn ich die öffentliche Meinung darauf aufmerksam machte?"..."Was ist der Sinn dieses subtilen Manövers? Das erste Ziel war, durch Umverteilung der Artikel und Verzicht auf den Wortschatz einer Verfassung das Risiko einer Volksabstimmung zu vermeiden.", sagt uns Valéry Giscard d'Estaing (le Monde vom 26 Oktober 2007).

2.
Die am Text des Verfassungsvertrages angebrachten Änderungen

Die Analyse nach Artikeln des Projektes des abgeänderten Vertrages zeigt, dass der Reformvertrag beinahe die Gesamtheit des abgelehnten Verfassungsvertrages von 2005 in die heutigen Verträge überträgt. Die einzigen Veränderungen zum Inhalt des Verfassungsvertrages betreffen: 

-
Das Wort « Verfassung » und das Adjektiv « verfassungsgerecht » sind aus dem Text verbannt. Wenn der Form nach die Vertragsprojekte effektiv Verträge zwischen Nationen sind, dann haben das Gemeinschaftsrecht und vor allem die Verträge Vorrang gegenüber dem Recht der Mitgliedstaaten sowie deren Verfassungsrecht. Die Natur der Verträge gibt ihnen also bereits die Rechtskraft einer Verfassung : von diesen Texten hängt die Möglichkeit der Bürger ab, ihre Souveränität auszuüben oder nicht. Wie auch immer man sie nennt, durch die Institutionen und Kompetenzen, die diese Verträge ins Leben rufen, oder nicht ins Leben rufen, stellen sie de facto eine Verfassung dar. Obwohl das Wort « Verfassung » im Gegensatz zum Verfassungsvertrag in diesem Text nicht vorkommt, ändert dies nichts an den Tatsachen.

-
Die Fahne, die Hymne, der Feiertag und die Devise Europas sind nicht mehr erwähnt, aber die drei Ersten sind im Jahr 1985 durch die Europäische Gemeinschaft eingesetzt worden. Der Euro ist nicht mehr die Währung der Europäischen Union, sondern nur noch der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion.

-
Der 'Außenminister' wird wieder 'hoher Repräsentant der Union für Auslandsbeziehungen und Sicherheitspolitik', wodurch sich sonst nichts ändert.

-
Nationale Parlamente können sich gegen europäische Gesetzesprojekte auflehnen, sofern diese nicht in der exklusiven Kompetenz der Union liegen und wenn sie der Auffassung sind, dass diese Projekte das Prinzip der Subsidiarität nicht respektieren. Wenn eine Mehrheit der Parlamente sowie 55% des Rates (oder eine Mehrheit im Europäischen Parlament) dagegen sind, wird das Projekt zurückgezogen. 

-
Das Europäische Parlament zählt einen zusätzlichen Abgeordneten, der Italien zugesprochen wird. Doch das politische Gewicht der europäischen Bürger bleibt skandalös ungleich: ein Luxemburger Bürger zum Beispiel zählt zehn mal mehr als ein französischer. Dieses ungleiche Wahlsystem kann eine Parlamentsmehrheit und infolgedessen einen Präsidenten der Europäischen Kommission nach sich ziehen, der gegenteiliger Meinung sein kann als die Mehrheit der Europäer. 

-
Die klassischen und allgemeinverständlichen Bezeichnungen « Rahmengesetz » und « Gesetz »  wurden fallen gelassen und ersetzt durch « Richtlinie » und « Regelung », die trotz ihres Namens gesetzgeberische Akte sind.

-
Die Presse hat, durch den Vergleich mit dem diesbezüglichen Artikel im Projekt von 2005, großen Wind vom Verschwinden des 'freien und unverfälschten Wettbewerbes' in den Zielen der Union gemacht : man käme damit auf die Formulierung der aktuellen Verträge, die dem freien Wettbewerb eine mittelmäßige, sicherlich wichtige, aber gegenüber den Zielen eher zweitrangige Rolle geben würde. Das Protokoll 6 jedoch, ein Text von gleicher Tragweite wie die Verträge, erklärt unter Berufung auf eben jenen Artikel, dass "der Binnenmarkt, wie er im Artikel 2 des Vertrages über die Europäische Union beschrieben wird, ein System umfasst, das den Wettbewerb vor Verfälschungen schützt". So wird der der freie Wettbewerb in die Ziele der Union wieder eingefügt worden, aus denen er vorher verschwunden schien. 

-
Die Teil I und IV des Verfassungsvertrages, sowie der Artikel 72 sind gelöscht worden und machen den Text etwas undurchsichtiger.

Diese Veränderungen sind also keine « kosmetischen Veränderungen der Verfassung, um sie bekömmlicher zu machen » wie Valéry Giscard d'Estaing es ausdrückt. Vom Kern her, was die Europäischen Institutionen, die Kompetenzteilung zwischen der Union und Mitgliedstaaten angeht, hinsichtlich der politischen, militärischen, landwirtschaftlichen, wirtschaftlichen, monetären Linie haben wir einfach eine Kopie des abgelehnten Vertrages zur Verfassung. Der Teil I des Verfassungsvertrages, welches die Werte und Ziele der Union darstellte, sowie ihren institutionellen Aufbau, ist eingebaut; der Teil II,  die Grundrechtecharta, ist übernommen; Teil III zu Politik und Funktionieren der Union ist vorhanden, und der Teil IV, welcher unter anderem die Möglichkeiten zum Beitritt und Austritt der Mitgliedstaaten festlegt, ist eingebaut. Der Vertrag ist in keinem Punkt 'vereinfacht'; er ist sogar ein wenig länger und vor allem viel komplexer als das abgelehnte Vertragsprojekt zur Erstellung einer Europäischen Verfassung.

3. Die Veränderungen an den bestehenden Verträgen 

Eine wahrhaft europäische Regierung

Die Europäische Kommission wird eine wahrhaftige europäische Regierung, mit politischer Verantwortung.

Das Parlament wählt den Präsidenten der Kommission für 5 Jahre, jedoch nur auf Vorschlag des Rates (den Staatschefs), der die Ergebnisse der Wahlen zum Europäischen Parlament berücksichtigt. Die Kommissare werden jedoch nicht wegen ihrer Übereinstimmung mit der Parlamentsmehrheit gewählt, sondern sie 'werden wegen ihrer generellen Kompetenz und ihres Einsatzes für Europa unter Persönlichkeiten ausgewählt, die umfassende Garantien ihrer Unabhängigkeit geben'.

Die Europäische Kommission besteht in einem ersten Zeitraum aus einem Kommissar pro Mitgliedstaat, dessen Mandat fünf Jahre beträgt. Jeder Kommissar wird von seinem Staat, mit welchem er eine enge Beziehung hat, vorgeschlagen. Dann, von November 2014 an, wird die Kommission nicht mehr als die Vertreter von Zweidritteln der Mitgliedstaaten umfassen, die Mitgliedstaaten werden somit völlig gleichgestellt behandelt. 

Das Parlament kann die Kommission kritisieren und komplett absetzen, aber nur mit einer Zweidrittelmehrheit.

Ein für zweieinhalb Jahre gewählter Ratspräsident 

Der Rat wählt den Präsidenten mit einer qualifizierten Mehrheit von 72 % für ein Mandat von zweieinhalb Jahren, nur einmal verlängerbar. Der Rat tritt öffentlich zusammen, wenn er Projekte zu Gesetzestexten berät und verabschiedet.

Die Präsidenten des Rates und der Kommission können keine anderen Mandate haben. 

Eine Ausweitung der geteilten Zuständigkeit zwischen Rat und Parlament 

Die Anzahl der Gebiete der geteilten Zuständigkeit, in denen Gesetzesakte (Regeln, Richtlinie oder Entscheidungen) nach « gewöhnlicher legislativer Prozedur » zusammen durch das Europäische Parlament und dem Rat auf Vorschlag der Kommission verabschiedet werden, steigt von 40 auf 69 von insgesamt 90, wodurch namentlich die polizeiliche und gerichtliche Kooperation betroffen sind.

Anbei nun die wichtigsten Bereiche oder Teilbereiche, in denen das Parlament keine Mitentscheidungsgewalt hat : 

-
die Außen- und Sicherheitspolitik, der Binnenmarkt, die Zolltarife, ein Teil der Agrarpolitik, wo der Rat allein entscheidet,

-
die Besteuerung, Teile der Sozialpolitik, nach der besagten speziellen legislativen Prozedur, das heißt durch den Rat nach einfacher Konsultierung des Europäischen Parlamentes, aber einstimmig,

-
die Geldpolitik, die nur von der Europäischen Zentralbank bestimmt wird.

Eine Ausweitung der qualifizierten Mehrheit im Rat auf Kosten der Einstimmigkeit

Das Feld der Entscheidungen in denen der Rat mit qualifizierter Mehrheit entscheidet, wird auf Kosten der Gebiete ausgedehnt, wo er einstimmig entscheidet: die qualifizierte Mehrheit betrifft ungefähr 120 (anstatt der aktuellen 100) von 177 Gebieten. 

Von 2014 an  wird  die qualifizierte Mehrheit als 55 % der Mitglieder (also 15 auf 27) und 65 % der europäischen Bevölkerung definiert, wenn der Rat auf Vorschlag der Kommission entscheidet, sowie 72 % der Mitglieder (20 auf 27) und 65 % der Bevölkerung in den anderen Fällen. Es ist aber auch vorgesehen, dass drei Staaten alleine keine Entscheidung blockieren können. So können Deutschland, Frankreich und Italien gemeinsam ein Projekt nicht blockieren, selbst wenn sie mehr als 35% der Bevölkerung stellen und damit verhindern, dass eine gegenteilige Entscheidung 65% der Bevölkerung gegen sie aufbringen könnte. Im Vergleich zur heutigen Situation vereinfachen diese Kriterien Abkommen in der ersten Situation, machen sie jedoch schwieriger, wenn die Kommission keinen Vorschlag gemacht hat. Sie verstärken also die Macht der Kommission. 

Die Grenzziehung zwischen diesen drei Entscheidungsmodalitäten ist unglaublich komplex. Wesentliche Gebiete werden immer einstimmig entschieden, z.B. die Vertragsrevision, die Steuerpolitik sowie die Ressourcen der Union, die meisten sozialen Aspekte, ein Teil der Umweltaspekte, die Kultur, die Außen- und die Verteidigungspolitik.

Der Markt wird ein Ziel der Union

Der Markt ist, durch ein Protokoll, von einem Mittel (vorrangig jedoch erörterungswürdig gegenüber den Zielen) zum Zweck der Union geworden (siehe oben). 

4.
Die Demokratie wird vergessen

Ein schwaches und nicht demokratisch gewähltes europäisches Parlament

Die von uns gewählten europäischen Abgeordneten haben nicht das Recht 

-
Gesetze vorzuschlagen,

-
weder die Einnahmen noch die Steuern zu verabschieden,

-
noch die Kontrolle über komplette Bereiche der europäischen Politik. 

Sie können die europäische Regierung (die Kommission) im Falle von inakzeptabler Politik nur mit einer Zweidrittelmehrheit stürzen. 

Diese Abgeordneten vertreten bei Weitem nicht alle europäischen Bürger auf die gleiche Weise. Belgien, Portugal, die Tschechische Republik, Griechenland zum Beispiel, Staaten, die zwischen 10 und 11 Millionen Einwohner haben, wählen 24 Abgeordnete, doch die großen Regionen im Südosten Frankreichs oder die 'Île-de-France' wählen mit derselben Bevölkerung ungefähr zweimal weniger Vertreter. Ein Bürger von Malta wiegt politisch ungefähr zwölf mal soviel wie ein französischer Bürger. Einige Bürger sind wahrhaftig « gleicher als andere » !

Weder Trennung noch Kontrolle der Macht

Es gibt keine Trennung zwischen gesetzgeberischer, ausübender und richterlicher Gewalt : die Europäische Kommission beteiligt sich an der gesetzgeberischen (Gesetzesinitiative), exekutiven (ausübender) und richterlichen Gewalt (Überwachung der Anwendung der Gesetze). Der Rat ist das einzige Organ, das alle Gesetze verabschiedet (mit Ausnahme der Währungspolitik, die nur von der Zentralbank abhängt), weil das Parlament von 21 wichtigsten Gebieten von 90 ausgeschlossen ist. Der Rat wird jedoch nicht von den europäischen Bürgern gewählt. 

Die Gesetzesvorschläge erhalten außerdem die außerordentliche Abhängigkeit der europäischen Richter von der ausübenden Gewalt, die sie nominiert, aufrecht.

Die Kommission, eine europäische Regierung ohne demokratische Kontrolle

Es ist also die Einführung eines antidemokratischen Systems weil die « Regierung » Mitglieder versammelt, die nicht politisch gewählt sind,  die außerdem nur Vertretung der nationalen Regierungen ist und nur wenig Verantwortung vor dem Parlament hat.

Unleserliche und nicht revidierbare Verträge

Wir haben gesehen, dass der Reformvertrag und die abgeänderten Verträge für den Bürger und auch für einen sehr großen Teil der Politiker unleserlich sind.

Es ist praktisch ausgeschlossen, dass die Verträge, einmal ratifiziert, grundlegend revidiert werden können, sei es um sozialen oder Umweltaspekten Vorrang zu geben, sei es zur Erstellung eines politischen Europas : die Mechanismen zur Revision geben den Regierungen vollkommen freie Hand. Diese Texte sind jedoch von verfassungsgebender Natur, weil sie die Art und Weise  definieren, wie die Bürger ihre fundamentale Souveränität delegieren, also die Art und Weise, wie politische Entscheidungen kollektiv getroffen werden, sie müssen also durch die Bürger und nur durch sie revidiert werden können. 

Grundrechte im Billigangebot

Der Reformvertrag integriert mittels eines Artikels die Grundrechtecharta, jedoch in abgeänderter  Form: "Die Union erkennt die Rechte, Freiheiten und Grundsätze an, die in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union vom 7. Dezember 2000 in der am 12. Dezember 2007 in Strasbourg angepassten Fassung niedergelegt sind; die Charta der Grundrechte und die Verträge sind rechtlich gleichrangig". Diese Anpassungen übernehmen genau jene Veränderungen, die durch den Verfassungsvertrag von 2005 eingeführt wurden und die z.B. zum Beispiel die Bedingungen der Anwendung der Charta verändert haben (ersetzen des Wortes “können” durch “sollen” an der einen oder anderen Stelle, verweisen auf die Erklärungen des Präsidium bezüglich seiner Interpretation…).

Diese Grundrechte sind Rechte im Ausverkauf, sie erkennen weder das Recht auf Arbeit an, noch das Recht auf ein minimales Einkommen oder Arbeitslosengeld, noch das Recht auf eine angemessene Wohnung, noch das Recht auf Zugang für Alle zu Gesundheitswesen oder Ausbildung. Sie sprechen nicht die Bürger an, sondern die Institutionen der Union sowie der Staaten, wenn sie das Unionsrecht 'in Angriff nehmen' ; diese Rechte schaffen « keine neue Zuständigkeiten oder keinen neuen Betätigungsbereich für die Union" ; sie bleiben den anderen Bestimmungen des Projektes unterworfen, die durch « freien und nicht verfälschten Wettbewerb » charakterisiert sind. Diese « Grundrechte » sind es also in Wirklichkeit gar nicht. 

Eine Verfassung für eine nicht verfassungsgemäße Regierungsform

Zur gleichen Zeit jedoch ist die Union ein zwischenstaatliches Instrument mit einer « Mission » - der Bildung und Verwaltung eines Marktes – der nicht an die Gesetze und Grundrechte des Einzelnen gebunden ist. Ein verfassungsgemäße Regierungsform fußt jedoch auf zwei Bedingungen, die  sie in der Anwendung kontrollieren soll : die Wahrung der Grundrechte und die Gewaltenteilung. Das sind die Bedingungen einer ebenso legitimen wie klar definierten Regierungsform : ohne diese Begrenzung verliert der Rechtsstaat an Gültigkeit, die Effizienz der legitimen Machtverhältnisse und die Grenzen der Gewalten werden unfassbar. 

Die Union bleibt ein Instrument, das es der Exekutive erlaubt, sich von den Parlamenten zu emanzipieren.

5.
Eine Ohrfeige für die Demokratie

Was das Volk bestimmt hat, kann nur durch es selbst aufgelöst werden. 

Nun haben die französischen und niederländischen Wähler dieses Projekt aber deutlich abgelehnt, indem sie sich in Referenden gegen das Vertragsprojekt für eine Verfassung für Europa ausgesprochen haben. 

Weil der Text sich darauf beschränkt, in Wirklichkeit beinahe alle Bestimmungen des Vertrages in anderer Form zu kopieren, wäre es sicher einfacher gewesen, den ersten Text zu übernehmen und einfach die nicht übernommenen symbolischen Bestimmungen zu streichen. Man versteht jedoch, warum diese Formel verworfen wurde, weil sie zu deutlich gezeigt hätte, dass man sich offen über den Willen der französischen und niederländischen Völker lustig macht.

Eine Grundfrage stellt sich fortan : wie kann der Präsident der Republik alleine entscheiden, obwohl das französische Volk rechtlich die Gesamtheit des Vertrages abgelehnt hat, die Mehrheit seiner Bestimmungen, die es enthielt, dennoch durch das Parlament ratifizieren zu lassen mit der Begründung dass diese « nicht Objekte von Anfechtungen » gewesen seien » ? Allerdings konnte man während der Volksabstimmungskampagne feststellen, dass alle Bestimmungen kritisiert wurden: die einen fokussierten sich eher auf die Grundrechtecharta und die Gemeinschaftspolitik, die anderen eher auf die Verschiebung der Kompetenzen, den Schritt von der Einstimmigket zur Mehrheit und das demokratische Defizit, andere störten sich an den Prinzipien und föderalen Symbolen. Man konnte feststellen, dass das « Nein » der Linken mehr die Gefahr für den Fürsorgenden Staat bedauerte und das « Nein » der Rechten den Verlust von Hoheitsrechten, doch  ist es  sicher unmöglich und undenkbar, das Gehirn jedes Franzosen/jeder Französin zu sondieren und zu behaupten, dort die Bestimmungen zu finden, die er abgelehnt oder die sie befürwortet hätte. Die Vorgehensweise des Präsidenten der Republik, der behauptet, allein den Willen des französischen Volkes zu interpretieren, ist absolut willkürlich und grenzt an Diktatur. Wenn man weiß, dass die kalifornische Verfassung vorsieht, dass eine Norm, die durch Volksabstimmung verabschiedet ist, im weiteren Verlauf nur durch eine andere Volksabstimmung abgesetzt oder verändert werden kann und dass der italienische Verfassungsgerichtshof das gleiche Prinzip angenommen hat, dann kann man von dem in Frankreich vorgenommenen Verfassungsputsch nur erschüttert sein. Wenn der Präsident der Überzeugung ist, dass die Bestimmungen, die im Reformvertrag verblieben sind, Objekt stillschweigender Zustimmung der Franzosen sind, sollte er sich durch die Abhaltung einer weiteren Volksabstimmung dessen vergewissern, um ihre noch deutlichere Zustimmung zu erhalten.

Wenn man behauptet, die Wähler hätten ihre Meinung in zwei Jahren geändert, soll man ihnen doch die Möglichkeit dazu geben und sie durch Volksabstimmung das Veränderungsprojekt ratifizieren oder verwerfen lassen. In einer Demokratie sind die Bürger nämlich grundsätzlich souverän : was sie direkt bestimmt haben, kann nur durch sie selber unmittelbar und nicht durch ihre Vertreter verändert werden. Was das Volk entschieden hat, kann nur durch es selbst aufgehoben werden. 

Die europäischen und vor allem die französischen Entscheidungsträger versuchen, durchs Fenster das Projekt hereinzulassen, das wir durch die Tür verjagt haben, indem sie behaupten, dass es sich um etwas anderes handelt. Welch Heuchelei ! Welch Verachtung der Bürger ! Eine buchstäbliche politische Vergewaltigung, die eine Amtspflichtverletzung darstellt, eine Ablehnung der Wahrnehmung des allgemeinen Wahlrechts.

Wie kann man denken, Europa hätte die geringste Legitimität, wenn die Europäer nicht das Recht haben, sich bezüglich der Bestimmungen, die ihr zukünftiges Leben bedingen, auszusprechen und desgleichen zu den Institutionen, die ihnen erlauben oder verbieten, ihre grundlegende Souveränität auszuüben ? 

Antidemokratisch warst du, antidemokratisch bist du und antidemokratisch wirst du sein

Der Prozess zur Erstellung und Ratifizierung des Projektes ist völlige Missachtung der Demokratie, die doch die Grundregel der Union darstellt : Erstellung eines ersten Projektes durch eine private Gruppe, finanziert von einem internationalen Konzern, Erstellung eines ersten Entwurfes in einigen Wochen, in geheimen Beratungen zwischen Staaten, keine Transparenz bezüglich der Tragweite, Ablehnung jeglicher öffentlichen Debatte, Unleserlichkeit des Projektes und schließlich Ablehnung einer souveränen Entscheidung durch die  Wähler.

Das doppelte französische und niederländische « Nein » zum Reformvertrag war des Weiteren ein Ablehnen der Methode, nach der Europa konstruiert ist. Man hätte denken können, dass die Regierungen nach dem Durchfall des Europäischen Verfassungsvertrages wenigstens eine solche Handlungsweise nicht mehr wiederholen würden. Das Gegenteil war geschehen, und wir wohnen einem Versuch bei, die europäischen Bürger von der Debatte zur Zukunft Europas auszuschließen, sie von der Erstellung politischer Richtungen innerhalb der Union fern zu halten.

Den europäischen Aufbau auf anderen Grundlagen weiterführen 

Es ist heute notwendig, den europäischen Aufbau auf anderen Grundlagen, die durch die Bürger selbst definiert werden, weiterzuverfolgen. Eine fundamentale Umorientierung zum Europa der Bürger ist unumgänglich.

Welchen Standpunkt man auch bezüglich des Inhaltes des Vertrages haben kann, die Bürger und Bürgerinnen müssen ihn diskutieren und durch Volksabstimmung selbst bestimmen können. Dies ist eine minimale demokratische Forderung.

6.
Die politische Linie des Reformvertrages

Verteidigungspolitik 

Das Vertragsprojekt legitimiert sich durch die  NATO und hält die Mitgliedstaaten an, ihren Verteidigungshaushalt zu erhöhen. 

Agrarpolitik

Das Projekt definiert die Erhöhung der Produktivität der Landwirtschaft als erstes Ziel der gemeinschaftlichen Agrarpolitik, sieht aber nicht den Erhalt von Arbeitsplätzen in der Landwirtschaft oder den Respekt der Umwelt als Ziel vor. 

Freier und nicht verfälschter Wettbewerb 

Das Thema der offenen Marktwirtschaft, wo der « Wettbewerb frei und nicht verfälscht » ist dringt durch das ganze Projekt und wird bis zur Übersättigung wiederholt. An diesem Maß gemessen ist jede öffentliche Unterstützung eines Wirtschaftssektors, jeder öffentliche Dienst, selbst jede arbeitsrechtliche Regelung eine Behinderung des « freien Wettbewerbs ».

7.
Was die Europäer sagen

Was die Medien sagen

Obgleich unsere Medien normalerweise vorzüglich mit Meinungsumfragen arbeiten, hat keines mit einer Sondierung der Meinung der Franzosen bezüglich des Reformvertrages oder der Art seine Ratifizierung aufgewartet. Es ist Tatsache, dass beinahe die Gesamtheit der Presseorgane die Ratifizierung des Kerns des per Referendum abgelehnten Vertrages mit mehr oder weniger Begeisterung quittiert haben. Aus ihrer Sicht erlaubte der neue Vertrag aus der Sackgasse seit dem « Nein » der Franzosen und der Niederländer herauszukommen. Jedoch zu behaupten, dass die Union seit dem « Nein » nicht mehr funktioniert, ist eine billige Lüge : die Zahlen belegen es; das Beobachtungsorgan der Europäischen Institutionen (Observatoire des institutions européennes), durch das Europäische Studienzentrum der politischen Wissenschaften gegründet, zeigt, dass die Union weiterhin entscheidet, und zwar noch schneller als vor der Erweiterung von Mai 2004 um 10 neue Länder. Dieselben Medien, die schon 2005 die Kampagne monopolisiert haben, erfreuen sich heute an dem Rückgriff auf eine rein parlamentarische Prozedur zur Ratifizierung. Libération zum Beispiel denkt, dass « die Mitgliedstaaten eine fähige Regierung haben möchten, die in der Lage ist, zu ihrer Unterschrift zu stehen und dass die Vereinbarung am Ende nicht durch ihr Volk in Frage gestellt wird », genau das, was Montesquieu Tyrannei nannte : gegen die eigenen Bürger regieren.

7 Franzosen von 10 verlangen eine Volksabstimmung

Die Financial Times hat durch Louis Harris Anfang Oktober 2007 eine Umfrage unter 5600 Europäern in Frankreich, Deutschland, Großbritannien, Spanien und Italien durchführen lassen. Das Resultat ist eindeutig : 63% der Franzosen sind für die Organisation einer Volksabstimmung zum Reformvertrages, 27% sind dagegen. Der Prozentsatz der Befürworter ist in den anderen 4 Ländern sogar noch höher, mit einem Spitzenwert in Deutschland mit 76% dafür und nur 19% dagegen. Eine Umfrage durch CSA / le Parisien vom 24-25 Oktober in Frankreich zeigt wiederum, dass eine deutliche Mehrheit der Franzosen - 61% gegenüber 31% - sich für eine Ratifizierung des neuen Vertrages durch Volksabstimmung aussprechen. Des Weiteren zeigt eine dritte Umfrage, die Paris-Match/Ifop zwischen dem 30. Oktober und dem 2. November unter 1008 Franzosen durchführte, dass 71 % der Befragten eine Volksabstimmung befürworten gegenüber 28% dagegen. Wenn man nur die abgegebenen Voten berücksichtigt, sieht es so, aus als seien ungefähr 7 Franzosen auf 10 (69,4%) für eine Volksabstimmung.

Was für ein Europa wollen wir?

Die Volksabstimmungen von 2005 sowie die verschiedenen Meinungsumfragen bezüglich der Erwartungen der Europäer von Europa stimmen überein und erlauben, ein klares Bild von dem zu zeichnen, was die europäischen Bürger von Europa erwarten und nicht erwarten. Die Entscheidung der Franzosen und Niederländer in 2005 war zunächst von einem Prinzip der sozialen Verantwortung getragen; sie folgte auch einem Prinzip der demokratischen Verantwortung und war die Antwort auf eine politische Frage. Diese Positionen werden, laut Umfragewerten, von vielen europäischen BürgerInnen geteilt :

-
soziale Verantwortung, weil viele europäische Bürger sich mit den öffentlichen Diensten, der Solidarität, der sozialen Gerechtigkeit, der gerechten Verteilung der Reichtümer verbunden fühlen und mehrheitlich den durch Brüssel propagierten neoliberalen Reformen nicht vertrauen, 

-
demokratische Verantwortung, Argwohn gegenüber dem heutigen politischen System, der Art und Weise des europäischen Aufbaus, den PolitikerInnen, den gesamten europäischen Institutionen, zu denen das Vertrauen der Europäer abnimmt, 

-
sowie die Befürwortung eines Europas, dessen Aufbau den EuropäerInnen zu langsam geht, das sie – ihrer Meinung nach - gegen jede Form von Vorherrschaft, vor allem den Einheitsstaat, schützen sollte und von dem sie erwarten, das es ein wirtschaftliches und soziales Modell wird und eine Politik führt, die von der Mehrheit der Bürger befürwortet wird.

Die Befürworter Europas sind in den Umfragen deutlich geteilt, doch neben einer Ablehnung eines überstaatlichen Europas gibt es die Ablehnung des gegenwärtigen Europas, das sich vor allem aus der Unvollkommenheit der augenblicklichen europäischen Konstruktion speist. Aus der Enteignung unserer Entscheidungsgewalt folgt bei den Menschen entweder eine Ablehnung der augenblicklichem Art und Weise des europäischen Aufbaus oder  eine Ablehnung Europas als solches. 

Das erhoffte Europa situiert sich in Wirklichkeit in der Linie der Gründungsväter Europas : eine politisch demokratische Europäische Gemeinschaft. Das bedeutet, dass die nationale Entscheidungsgewalt zugunsten einer gemeinsamen, europäischen Entscheidungsgewalt reduziert wird. Dieses Abgeben von Entscheidungsgewalt ist nur vertretbar und akzeptabel, wenn das Funktionieren der Union demokratisch ist. Das bedeutet Unabhängigkeit der drei gesetzgeberischen, ausübenden und richterlichen Gewalten, Respekt des Prinzips „ein Bürger – eine Stimme!“ bei der Wahl der Abgeordneten, falls nötig ein Obere Kammer für die Vertreter der Staaten, eine durch die europäischen Bürger definierte politische Linie der Union, die politische Verantwortung der ausübenden Gewalt vor dem Volk oder deren gewählten Vertretern. 

8.
Gibt es eine Alternative zum Europa des Reformvertrages ?

Es handelt sich nicht darum, Europa für Europa zu bauen, eine Art europäische Mystik oder ein romantisches Europa. Was wir brauchen ist ein demokratisches Europa, ein Europa der Bürger.

Das europäische Modell

Dies entspricht erstens einem europäischen kulturellem Raum sowie einer relativ homogenen europäischen öffentlichen Meinung, worin man die notwendigen Werte zu einem gemeinschaftlichem europäischen Projekt gründen kann. Das europäische Modell, welches den europäischen Aufbau legitimiert, ist ein spezifischer Kompromiss zwischen Freiheit und sozialer Gerechtigkeit, zwischen Markt und öffentlicher Intervention, zwischen ziviler, politischer, sozialer und kultureller Staatsbürgerschaft. Es basiert auf kollektive Rechten, öffentlichem Eigentum, öffentlichen Diensten im gesellschaftlichem Eigentum, einem menschlichen Arbeitsrecht, einer auf Solidarität beruhenden sozialen Sicherheit, der Berücksichtigung des Allgemeinwohls. Es soll die Erfordernisse des Allgemeinwohls wie Natur, Kultur, menschenwürdiges Leben und die Notwendigkeit des gleichen Zugangs zu Gütern und effizienten öffentlichen Diensten integrieren und vor den Verwerfungen der Marktwirtschaft schützen.

Zwei Drittel der Europäer sind für eine solche Verfassung 

Dieses Europa der Bürger entspräche dann dem Willen der Europäer : Zweidrittel der durch die Kommission befragten Europäer unterstützen das Konzept oder Prinzip einer europäischen Verfassung, in Frankreich zum Beispiel sind es, dem Eurobarometer vom Frühling 2007 zufolge, 68%. Wer also fühlt sich nicht grundsätzlich europäisch? Vor allem in den Generationen, die mit Europa geboren sind ? 

Dieser Willen der Europäer beinhaltet die Akzeptanz einer gewissen Aufgabe ihrer eigenen nationalen Souveränität innerhalb eines größeren geografischen europäischen Raumes, jedoch nur für die Kompetenzbereiche, für die wir klar und deutlich akzeptiert haben, sie zusammen zu legen. Das bedeutet, dass die BürgerInnen einen Teil ihrer Entscheidungskompetenz anstatt an die nationale Ebene an  die europäische Ebene abgeben.

Doch wir müssen definieren, mit wem wir dieses Europa der Bürger konstruieren wollen. Das kann nur mit denen gehen, die es möchten, mit den Völkern, die es wollen, mit denen, die zueinander Vertrauen haben, die ein gemeinsames politisches Projekt haben. Nur dieser gemeinsame Wille kann dieses Europa der Bürger gründen, die die Wahl getroffen haben, sich demokratische Institutionen zu geben. 

Was für Institutionen ?

Diese Institutionen sollten in ihrem Kern aus dem bestehen, was wir aus jedem der europäischen Länder kennen : Grundrechte, Gewaltenteilung, Gleichheit der Bürger, die jede/r das gleiche Gewicht haben, ihre Vertreter zu wählen und direkt ihre Meinung zu sagen, ein durch die Bürger gewähltes Parlament, ein Oberhaus als Vertretung der Völker der Staaten sowie der Regionen, ein unabhängiger Gerichtshof, eine vor dem Parlament verantwortliche Regierung…

Was für eine Verfassung ?

Dazu ist ein Text, welcher ein Recht des Rechtes erlässt, notwendig. Wir brauchen eine von den BürgerInnen geschriebene Verfassung, eine Verfassung, die wirklich eine solche ist, und die dem gleicht, was die Völker kennen, weil sie es in ihrer Geschichte angewandt haben, und in der sie bekannte Praktiken und ein gewohntes Umfeld erkennen können. Dieser Gründungstext muss ausgearbeitet, abgestimmt und durch das europäische Volk verändert werden können. Er muss durch jedermann gelesen und verstanden werden können. 

Um eine genauere Idee zu erhalten, was die Institutionen eines Europas der Bürger sein könnten, haben wir ein Verfassungsprojekt ausgearbeitet, das wir « Plan P » (peuple steht für Volk im Französischen - Anmerkung des Übersetzers) nennen. Es handelt sich nicht darum, einen definitiven Text zu schreiben, sondern anzusprechen, reagieren zu lassen und dann das Interesse der Bürgerinnen und Bürger zu wecken, den zweifelhaften Initiativen der PolitikerInnen zu widersprechen. Dieses Verfassungsprojekt zählt nur 52 Artikel auf 15 Seiten, ohne den Teil zu den Grundrechten. Es ist also technisch absolut machbar, man muss es nur wollen.

« Es sind nicht die Staaten, die wir zusammenschließen, sondern die Völker, die wir vereinigen »

Jean Monnet - Mémoires -

